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Einleitung

In diesem Beitrag werden die wichtigsten protestantischen
Traditionen vorgestellt, die in der Gründungsphase der
CDU/CSU wesentliche Impulse für die Bildung einer über-
konfessionellen, christlich-demokratischen Partei gegeben
haben. Anders als die große Mehrheit der Protestanten in
der Weimarer Republik hat der Protestantismus in der frü-
hen Bundesrepublik ein konstruktives Verhältnis zur demo-
kratischen Staatsform entwickelt und sich bei der Aus-
gestaltung und Weiterentwicklung der Demokratie aktiv
engagiert. Dies geschah in jenen Jahren, von wenigen Aus-
nahmen wie dem Liberalen Theodor Heuss und seinem
Umfeld sowie vereinzelten Sozialdemokraten in der Tradi-
tion des Religiösen Sozialismus abgesehen, wesentlich in
der CDU bzw. CSU. Im Folgenden werden die unterschied-
lichen Strömungen des CDU-nahen Protestantismus skiz-
ziert und es sollen ihre spezifischen Beiträge zur Profilie-
rung der Partei dargestellt werden.
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1. Protestantische Traditionslinien im Prozess der Grün-
dung der CDU/CSU

In der Gründungsphase der Christlich-Demokratischen
Union lassen sich auf protestantischer Seite vereinfachend
drei größere Strömungen1 identifizieren, die aktiv an der In-
tegration von Protestanten im Rahmen dieses zukunftswei-
senden politischen Projektes mitgewirkt und eigenständige
programmatische Konzeptionen in diesen Prozess einge-
bracht haben. Zunächst sind die Vertreter christlich-sozia-
ler Strömungen zu nennen, die sich – wesentlich von der
Stoecker-Bewegung der Zeit des Kaiserreichs geprägt – um
eine Synthese christlich-nationaler und sozialer Anliegen
seit den späten 1870er Jahren bemüht und in der Weimarer
Zeit in der Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) oder im
Christlich-sozialen Volksdienst (CSVD) ihre politische Hei-
mat gefunden hatten. Eine weitere Strömung kann als die
Position konservativ-traditionalistischer Lutheraner be-
zeichnet werden, die aus theologischen Gründen für einen
starken Staat plädierten und in besonderer Weise die obrig-
keitliche Autorität staatlichen Handelns hervorhoben. So-
fern sie sich vor 1933 überhaupt parteipolitisch engagiert
hatten, geschah dies im Rahmen der DNVP oder der DVP.
Eine Reihe von ihnen näherte sich, trotz mancher Vorbehal-
te, nach 1945 der Programmatik der CDU an. Schließlich
ist als die wohl wichtigste Strömung in der Nachkriegszeit
eine von der Bekennenden Kirche (BK) geprägte Traditions-
linie zu identifizieren, welche vor dem Hintergrund des
Versagens des politischen Protestantismus gegenüber dem
Nationalsozialismus in neuer Weise die Übernahme öffent-
licher Verantwortung von Protestanten als wesentliche He-
rausforderung für einen demokratischen Neuaufbau in
Deutschland begriff. Diese drei Strömungen, welche jeweils
bestimmte Aspekte der neueren evangelischen Sozialethik
aufgenommen haben, sollen im Folgenden skizziert wer-
den, bevor in einer resümierenden Schlussüberlegung nach
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einem charakteristischen protestantischen Beitrag zur
christlich-demokratischen Programmatik gefragt werden
soll.

2. Die christlich-soziale Tradition der Stoecker-Bewegung

Der Pfarrer, Hofprediger und Parteigründer Adolf Stoecker
hat in grundlegender Weise das öffentliche und politische
Geschehen des Kaiserreichs mitgeprägt, indem er eine pro-
testantische Parteigründung im Umfeld der Konservativen
wagte und sich auf die Bedingungen moderner Massende-
mokratien einzustellen versuchte. Er war seit den 1860er
Jahren publizistisch tätig, woraufhin er im Jahr 1874 als
vierter Hof- und Domprediger von Kaiser Wilhelm I. beru-
fen wurde. In Berlin beobachtete er die katastrophalen Le-
bens- und Arbeitsbedingungen der breiten Masse und
gleichzeitig deren tiefe Entfremdung von christlichen
Grundpositionen, nicht zuletzt unter dem Einfluss der Agi-
tation der weithin revolutionär und atheistisch geprägten
Sozialdemokratie. Angesichts dieser Situation engagierte
sich Stoecker seit 1877 für sozialreformerische Ideen auf
„religiöser und konstitutionell-monarchischer Grund-
lage“2. Stoecker strebte einen monarchischen Obrigkeits-
staat an, der sich um der gesellschaftlichen Integration der
Arbeiterschaft willen sozialpolitisch betätigte. In diesem
Sinn versuchte er eine Antwort auf die die politischen De-
batten der Zeit bestimmende „soziale Frage“ zu finden, die
als Sammelbegriff für die Herausforderungen der gesell-
schaftlichen Wandlungsprozesse im 19. Jahrhundert ver-
standen werden kann.3 Während sich bei den preußischen
Konservativen in der Zeit des Kaiserreichs weitgehend
deutliche „Aversionen“4 gegen sozialpolitische Initiativen
feststellen lassen, versuchte Stoecker als Propagandist und
Organisator der von ihm ins Leben gerufenen christlich-so-
zialen Bewegung innerhalb des Protestantismus konservati-
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ve, obrigkeitliche Gesellschaftspositionen mit sozialpoliti-
schen Reformbestrebungen zu verknüpfen, um das bib-
lische Gebot der Nächstenliebe unter modernen Bedingun-
gen umzusetzen.

Zum Kulminationspunkt seiner Bestrebungen wurde die
am 1. Februar 1878 gegründete Christlich-soziale Arbeiter-
partei, die zwar insgesamt gesehen stets eine Splitterpartei
blieb, jedoch aufgrund des Engagements Stoeckers und sei-
ner Gefolgsleute zumindest zeitweilig einen nicht zu unter-
schätzenden Einfluss in der Öffentlichkeit gewinnen konn-
te. Stoecker selbst errang zwischen 1879 und 1898 ein
Mandat im preußischen Abgeordnetenhaus, ferner zwi-
schen 1881 und 1893 sowie zwischen 1898 und 1908 ein
Mandat als Reichtagsabgeordneter, wo er eine enge Nähe
zu den Deutsch-Konservativen suchte. Seine Mandate ge-
wann er in den pietistisch geprägten Regionen Westfalens,
das Mandat für das Abgeordnetenhaus im Wahlkreis Min-
den-Ravensberg, das Reichtagsmandat in Siegen-Wittgen-
stein. Seinen größten Einfluss erreichte er in den frühen
1880er Jahren, in denen er als Mittelpunkt der sogenannten
Berliner Bewegung, einer antiliberalen und zunehmend an-
tisemitisch ausgerichteten Sammlungsbewegung vor allem
des kleinen gewerblichen Mittelstands, eine führende Rolle
einnahm und, unterstützt von der „Kreuzzeitung“, in den
Reihen der Konservativen zwischenzeitlich beträchtlichen
Einfluss gewann.5

Allerdings gelang es Stoecker nicht, dauerhaft politi-
schen Einfluss zu erzielen, insbesondere weil er in seinen
Anliegen weder von Bismarck noch von Wilhelm II. oder
den Konservativen Unterstützung erhielt, sondern spätes-
tens seit der Mitte der 1890er Jahre auf vielfältige Wider-
stände stieß. Ein wesentlicher Grund dieser Ablehnung Sto-
eckers seitens einflussreicher konservativer Kreise war sein
sozialpolitisches Engagement, das sich zudem immer mehr
mit einer antisemitischen Propaganda verband, indem der
Wirtschaftsliberalismus und die krisenhafte Entwicklung
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seit dem sogenannten Gründerkrach Mitte der 1870er Jahre
von Stoecker auf die Aktivität von Juden zurückgeführt
wurde. Ungeachtet dessen gelang es ihm im Bereich des
konservativen Protestantismus, durch eine Vielzahl von
Organisationen und Verbänden eine dauerhafte Traditions-
linie zu begründen, die sich ihre Unterstützung insbeson-
dere im Bereich der evangelischen Arbeitnehmervereine,
des protestantischen Flügels der christlichen Gewerk-
schaftsbewegung und schließlich im Bereich der Freien
kirchlich-sozialen Konferenz, in der Weimarer Zeit umbe-
nannt in Kirchlich-sozialer Bund, sichern konnte. Kennzei-
chen dieser Bewegung war die Zielsetzung, auf konservativ-
monarchischer und christlicher Grundlage in schroffer
Frontstellung zur Sozialdemokratie für weitreichende so-
ziale Reformen zu wirken. Stoeckers Ideal war ein soziales
Königtum, das in Verbindung mit einer sozial orientierten
Volkskirche das letztlich theologisch motivierte Ziel einer
Rechristianisierung der Gesellschaft ermöglichen sollte.

Um dieses Ziel zu erreichen, wählte Stoecker den Weg in
die Parteipolitik, da er nur auf diese Weise im Sinn einer
„öffentlichen Mission“6 glaubte wirken zu können, welche
er als Ergänzung zu den traditionellen kirchlichen Auf-
gaben der Predigt und Seelsorge verstand. Stoecker war da-
von überzeugt, dass seine Gegenwart als eine „Zeit des öf-
fentlichen Lebens“7 zu verstehen sei, wobei es ihm darum
ging, die „Gebiete des öffentlichen Lebens wieder vom
christlichen Geist“8 zu durchdringen. Dabei wählte er die
Formen der Polemik und Konfrontation, indem er immer
wieder scharf gegen liberale Tendenzen und gegen die Sozi-
aldemokratie polemisierte, hinter denen er speziell seit den
1880er Jahren immer mehr das Wirken assimilierter Juden
zu identifizieren glaubte. Speziell dieser Stoeckersche Anti-
semitismus führte in traditionellen kirchlichen Kreisen zu
einer Distanzierung und Abgrenzung von seinen Positio-
nen. Auf der anderen Seite gelang es Stoecker auf diese Wei-
se, im Bereich der evangelischen Jugendarbeit und auch un-
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ter Studenten größeren Rückhalt zu gewinnen. So gelang
ihm nach 1900 eine gewisse Stabilisierung seiner Bewe-
gung, indem er kirchenpolitisch durch die Gründung der
Freien kirchlich-sozialen Konferenz im Jahr 1897 unter
dem Vorsitz des renommierten Theologen Reinhold Seeberg
und parteipolitisch durch die Erringung weiterer Mandate
in den Jahren 1903 und 1907 die christlich-soziale Tradition
konsolidieren konnte.

Nach Stoeckers Tod im Jahr 1909 war es insbesondere
sein Schwiegersohn Reinhard Mumm, der ihn als Reichs-
tagsabgeordneter des Kreises Siegen-Wittgenstein beerbte
und der die Christlich-soziale Partei bis in das Jahr 1919
führte und sodann die Integration der Christlich-Sozialen
in die neu gegründete DNVP organisierte, wobei es gelang,
ein moderates und ein die in der Partei strukturell angeleg-
ten Interessengegensätze zwischen Wirtschaftsverbänden
und der deutsch-nationalen Arbeitnehmerschaft harmoni-
sierendes Parteiprogramm zu entwickeln.9 Mumm, gleich-
zeitig Reichtagsabgeordneter der DNVP und Generalsekre-
tär des Kirchlich-sozialen Bundes, gelang es, ein großes
christlich-soziales Organisationsnetz innerhalb des deut-
schen Protestantismus zu entwickeln. Dabei konnten in
der Zeit der Weimarer Republik führende Persönlichkeiten
der Amtskirche, wie die Generalsuperintendenten Dibelius
und Zöllner im Bereich der evangelischen Kirche der alt-
preußischen Union sowie die späteren Bischöfe von Würt-
temberg und Bayern, Wurm und Meiser, zur Mitarbeit in
der christlich-sozialen Bewegung und z.T. auch zur Unter-
stützung der DNVP gewonnen werden.

Im Blick auf die politische Ebene ist an die nicht unbe-
deutenden Stimmengewinne der DNVP in den frühen und
in der Mitte der 1920er Jahre zu erinnern, in denen sich die
Partei in bemerkenswerter Weise in der neuartigen Form ei-
ner Volkspartei zu profilieren versuchte. Neben dem Auf-
bau eines insgesamt kleinen, dennoch nicht unbedeutenden
katholischen Flügels ist hier die sozialpolitische Rolle der
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Christlich-Sozialen hervorzuheben, welche die DNVP auch
für konservativ-national eingestellte Arbeitnehmerkreise
als attraktiv und wählbar erscheinen ließ und deutlich
machte, dass diese Partei zumindest das Potenzial besaß,
mehr als ein „Sammlungsbecken der Unzufriedenen“10 zu
sein. Allerdings blieb die auf eine Volkspartei zielende Pro-
grammatik der DNVP eine recht kurze Episode, da sich die
von Beginn an zu beobachtenden innerparteilichen Span-
nungen zwischen dem Arbeitgeber- und dem Arbeitneh-
merflügel innerhalb der Partei deutlich verschärften, als
im Jahr 1928 der Zeitungsmogul Alfred Hugenberg den Par-
teivorsitz übernahm und die Christlich-Sozialen systema-
tisch an den Rand drängte. Reinhard Mumm profilierte
sich als innerparteilicher Gegenspieler von Hugenberg, wo-
bei er lange Zeit versuchte, den Bruch innerhalb der Partei
zu vermeiden, den er „für ein schweres Unglück für unser
Vaterland“11 hielt. Als sich jedoch Hugenberg mit seinen
Vorstellungen der Beseitigung der Arbeiterversicherungen
und eines Sozialabbaus innerparteilich durchsetzte, traten
die Christlich-Sozialen Ende 1929 mehrheitlich aus der
DNVP aus. Eine neue politische Heimat fanden sie in einer
neuen evangelischen Sammlungsbewegung, dem Christ-
lich-sozialen Volksdienst, der sich, gegen den Widerstand
vieler Kräfte in der DNVP, als „eigenständige evangelische
Partei“12 neben den Deutschnationalen konstituieren konn-
te. Im Volksdienst spielten ursprünglich vor allem Traditio-
nen des Württembergischen Pietismus eine wichtige Rolle
und er gehörte am Ende der Weimarer Republik zu den im
Reichstag vertretenen konservativen Splitterparteien.13 Der
CSVD verstand sich als eine Bewegung, die „das gesamte öf-
fentliche Leben“14 nach den Maßstäben des Evangeliums
gestalten wollte und in der „das Religiöse, das Nationale
und das Soziale“15 als politische Gestaltungskräfte betont
wurden. Der Volksdienst löste sich nach der Machtübertra-
gung an Adolf Hitler im Jahr 1933 auf, es bestand jedoch
weiterhin ein informelles Netzwerk von sozial-konservati-
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ven Protestanten, die sich nach 1945 mehrheitlich an der
Gründung der CDU beteiligten.

Auch wenn Stoecker und seine christlich-soziale Bewe-
gung innerhalb des Protestantismus und innerhalb der kon-
servativen Parteienlandschaft Außenseiter blieben, haben
sie in nicht unbeträchtlicher Weise einen Teil des deut-
schen Protestantismus sozialethisch sensibilisiert. Die Ver-
bindung sozialpolitischer und konservativer Ideen, die Ver-
ankerung sozialstaatlicher Konzeptionen im deutschen
Protestantismus sowie ein Engagement in sozialpolitisch
aktiven evangelischen Vereinen und Verbänden geht we-
sentlich auf die Stoecker-Tradition zurück, die nach 1945 –
im Vergleich zum sozialen Katholizismus allerdings nur
marginal – den Arbeitnehmerflügel innerhalb der neu ge-
gründeten CDU verstärkt hat.16

Die problematischen antisemitischen Traditionen der
Christlich-Sozialen spielten nach 1933 keine Rolle mehr, in-
nerhalb der evangelischen Kirche zählten die von Stoecker
geprägten Christlich-Sozialen mehrheitlich zu den Kritikern
deutsch-völkischer Theologie und antisemitischer Propa-
ganda. Das komplexe Bedingungs- und Abgrenzungsverhält-
nis von traditionellem, wirtschafts- und kulturpolitisch ge-
prägtem Antisemitismus und dem Rassenantisemitismus
der nationalsozialistischen Bewegung kann hier nicht entfal-
tet werden. Obgleich eine unmittelbare Wirkungsgeschichte
dieser christlich-sozialen Tradition bis in die Zeit des Natio-
nalsozialismus nur bedingt konstatierbar ist, bleibt die anti-
semitische Grundierung nicht zuletzt der sozialpolitischen
Programmatik eine schwere Hypothek der christlich-sozia-
len Ideen. Immerhin hatte sich angesichts der stark von pie-
tistischen Einflüssen bestimmten Konzeption des Christ-
lich-sozialen Volksdienstes die antisemitische Ausrichtung
der Stoecker-Bewegung in der Endphase der Weimarer Repu-
blik kaum noch niedergeschlagen.
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3. Die Einbindung des konservativen Luthertums in die
demokratische Ordnung der Bundesrepublik

Eine nicht zu unterschätzende Differenz zwischen der Wei-
marer Republik und der Demokratie der Bundesrepublik ist
die gelungene Einbindung des nationalkonservativen, häu-
fig traditionell lutherisch geprägten Protestantismus. Wäh-
rend diese Strömung in der Weimarer Zeit „aus falsch
verstandener lutherische Loyalität gegenüber aller Obrig-
keit“17 politisch nach außen hin neutral, faktisch jedoch in
traditioneller Verbundenheit zur Monarchie stand und dem-
entsprechend die demokratische Ordnung der Weimarer Re-
publik ablehnte, gelang es nach 1945 in bemerkenswerter
Weise, konservativ geprägte Christen und Theologen, trotz
vieler Vorbehalte, in die demokratische Ordnung einzube-
ziehen. Dies gelang nicht zuletzt deshalb, weil innerhalb
der CDU/CSU für diese Kreise wichtige Artikulations- und
Diskussionsforen geschaffen wurden, welche eine Annähe-
rung an die demokratische Grundordnung ermöglichten.
Exemplarisch lässt sich diese Entwicklung am Beispiel des
Erlanger Theologen Walter Künneth zeigen.

Nach Künneth ist in enger Anlehnung an das lutherische
Konzept der Obrigkeit der Staat eine Ordnungsmacht, der
von Gott zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung eingesetzt
und durch eine souveräne Machtausübung gekennzeichnet
ist. Dementsprechend hat nach Künneth der Staat „Teil an
der Souveränität Gottes“18, für die staatliche Machtaus-
übung wird „eine Übertragung eines Stückes göttlicher
Schöpfungsmacht auf die Menschen“19 gewährt. In diesem
Sinn ist der Staat eine einzigartige Größe, die als „Macht-
organ Gottes“20 zur Abwehr des aus der menschlichen Sünd-
haftigkeit resultierenden Chaos eingesetzt ist. Dieser
Machtstaat ist durch „obrigkeitliche Beziehungen“21 im
Sinn einer strikten Über- und Unterordnung in allen Lebens-
bereichen gekennzeichnet. Mit dieser Konzeption des Staa-
tes, die wesentlich von dem Machtaspekt, der hierar-
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chischen Über- und Unterordnung sowie einer stellvertre-
tenden Funktion göttlicher Souveränität geprägt ist, ver-
suchte Künneth einerseits den Begriff der „Obrigkeit“ in sei-
ner Gegenwartsbedeutung zu entfalten und gleichzeitig
gesellschaftspolitisch einsichtig zu machen, dass nur ein
derart starker Machtstaat zur Legitimität von Herrschafts-
ausübung berechtigt ist.22 Künneth ging es um eine „macht-
volle Überordnung des Staates gegenüber der Gesellschaft“23,
indem der Staat eine „verantwortliche Zwischeninstanz“24

zwischen Volk und Gott darstellt.
Dieses auf den starken Ordnungsstaat fixierte Denken

Künneths ist mit demokratischen Konzeptionen nur
schwer zu vermitteln. Immerhin hat sich Künneth von sei-
nen Voraussetzungen her um eine bedingte Akzeptanz der
Demokratie bemüht. So kritisierte er einerseits den Gedan-
ken der Volkssouveränität als „Illusion“25, da die Vorstel-
lung des Staates als einer „Funktion des Volkswillens, als
die Summe aller Staatsbürger“26 im Widerspruch zum Ob-
rigkeitsgedanken und der hinter jeder Staatsform stehenden
Autorität Gottes stehe. Andererseits – und dies bezeichnet
das Neue der konservativen evangelischen Staatsethik
nach 1945 – konnte Künneth in begrenzter Weise die Demo-
kratie und sogar den Gedanken der Volkssouveränität posi-
tiv rezipieren. So stellte er auf der dritten Tagung des Evan-
gelischen Arbeitskreises der CDU/CSU am 12. Juni 1954 in
Wuppertal heraus, dass auch demokratisch gewählte Prä-
sidenten und Minister als Ausdruck eines obrigkeitsstaatli-
chen Verständnisses legitimiert seien. Demokratische Wah-
len begründen nach Künneth zwar „nicht das Amt der
Obrigkeit und die Staatsordnung, … (sondern) setzen diese
lediglich in einer historischen Situation in Kraft.“27 Inso-
fern kann nach Künneth durch Wahlen durchaus eine legi-
time staatliche Autorität eingesetzt werden, die jedoch ih-
rerseits stets auf die Anordnung durch den göttlichen
Erhaltungswillen angewiesen bleibt und für diesen offen
sein muss. Die Volkssouveränität begründet somit nicht
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die staatliche Ordnung, kann allerdings bestimmte Mög-
lichkeiten „aktiver Beteiligung des Volkes“28 und nicht zu-
letzt den Gedanken der individuellen Freiheit des Individu-
ums gegenüber der Staatsgewalt zum Ausdruck bringen.
Mit diesen Überlegungen hat Künneth eine gewisse Offen-
heit der traditionellen lutherischen Ethik des Politischen
für die Demokratie aufgezeigt, da diese nunmehr ähnlich
wie die Monarchie als eine Herrschaftsform angesehen
wird, deren Legitimation letztlich durch ihre Bezogenheit
auf den göttlichen Willen als Begründung politischer Auto-
rität erwiesen werden muss. Vor- und Nachteile der unter-
schiedlichen Staatsformen – insbesondere Monarchie und
Demokratie – wurden von Künneth funktional diskutiert,
wobei er besondere Defizite der Demokratie in einer Ten-
denz zur „Pöbelherrschaft“29 und einer gewissen Funktions-
untüchtigkeit in Krisenzeiten sah. Politische Parteien wur-
den von ihm ebenfalls skeptisch betrachtet, da sie weithin
von Interessengruppen bestimmt wären und tendenziell
„die freie politische Entscheidung und persönliche Verant-
wortung“30 der Mandatsträger unterminierten. Parteien
sollten in seiner Sichtweise vorrangig „die Inkraftsetzung
des Amtes der Regierung … ermöglichen“31, wobei ein ge-
wählter Staatsvertreter zur stellvertretenden Verantwor-
tung für das Ganze bestimmt ist und die Parteiinteressen
in den Hintergrund gerückt werden müssen.

Künneth verband auf diese Weise ein autoritäres Staats-
verständnis mit demokratischen Spielregeln, die im We-
sentlichen als ein Mittel zur Auswahl und gegebenenfalls
Ablösung von Herrschaftsbefugten interpretiert worden
sind. Immerhin hat diese innerhalb des Protestantismus
als äußerst konservativ zu bezeichnende Position eine –
wenn auch nur eingeschränkt – positive Bezugnahme auf
die demokratische Grundordnung entwickelt. Die Kritik
weiter gehender Demokratisierungstendenzen durch Kün-
neth und andere lutherische Theologen ist wesentlich in ih-
rer skeptischen Anthropologie begründet, welche das Ver-
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folgen von Eigeninteressen als gesellschaftlich desintegrie-
rend und die staatliche Ordnung auflösend bewertet hat.
Demgegenüber wurde in einem starken Staat im Sinn des
Obrigkeitsbegriffs eine notwendige Begrenzung der destruk-
tiven Tendenzen der Menschen – theologisch als Sünde
qualifiziert – gesehen. Mit dieser Position vertrat Künneth
innerhalb des evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU
der 1950er Jahre eine Minderheitenposition, wie es auch
im Rahmen der Tagung vom Juni 1954 durch ein weiteres
Referat von Martin Redeker über die evangelische Verant-
wortung in der Demokratie und die dort geführten Diskus-
sionen deutlich wird.32 Vor diesem Hintergrund hat der hier
angedeutete Streit um die Bedeutung der Demokratie inner-
halb des evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU demo-
kratische Haltungen faktisch gefördert, da in diesem Rah-
men ein Pluralismus christdemokratisch orientierter
Theologen deutlich geworden ist, der zu einem offenen Dia-
log führte.

Trotz einer anfangs zögerlichen Rezeption der demokrati-
schen Staatsform hat auch das konservative Luthertum in
Deutschland immer mehr den Weg der Zustimmung zum
demokratischen Rechtsstaat gefunden. Dies lässt sich
exemplarisch an Künneths weiterer Entwicklung seiner po-
litischen Ethik zeigen. So hat er in seinem Werk „Der Christ
als Staatsbürger“ – eine grundsätzliche Neubearbeitung sei-
ner früheren Ausarbeitung „Politik zwischen Dämon und
Gott“ – die demokratische Entwicklung der Bundesrepublik
positiv würdigen und die demokratische Staatsform als
„diejenige politische Ordnung“ charakterisieren können,
„welche die Prinzipien von Recht und Freiheit als höchste,
unantastbare Lebenswerte erkannt hat und sie zum ent-
scheidenden Thema ihres politischen Dienstes und ihrer
Zukunftsaufgabe erhebt.“33 Diese explizite Würdigung der
Demokratie hat Künneth nunmehr auch gegenüber den Ge-
fahren eines Staatsabsolutismus zum Ausdruck gebracht.
Auf der anderen Seite hat er kritisch Gefährdungen der De-
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mokratie angesprochen, wobei er insbesondere eine Mehr-
heitsdemokratie ohne die Basis von Grundwerten problema-
tisiert hat, wie es das Beispiel der formal auf demokrati-
schem Wege erfolgten Beseitigung der Weimarer Verfassung
gezeigt hatte. Prononciert betonte Künneth auch in seinem
Spätwerk die Deutung des Staates als einer „überindividuel-
len Ordnungsmacht“34, der auf die Anerkennung bestimm-
ter Wertvorstellungen, wie sie in den Grundwerten ver-
ankert ist, angewiesen ist und der diese Werte im Sinn
eines „starken Staates“ gegen Infragestellungen des Rechts-
bewusstseins und der ethischen Grundorientierungen zu
verteidigen hat.35 Neben der Betonung des Rechts und der
Freiheit stellte er somit erneut den Machtaspekt staatlichen
Handelns in den Mittelpunkt seiner staatsethischen An-
schauungen – hier ist ein weiterwirkendes Motiv des Obrig-
keitsbegriffs der 1950er Jahre zu sehen, wobei die
Überlegungen Künneths nunmehr dezidiert auf „die demo-
kratische Einheit von Recht, Freiheit und Macht“36 zielten.
Diese Weiterentwicklung der Position Künneths zeigt, wie
der konservative Teil des deutschen Luthertums immer
mehr seine skeptische Grundhaltung gegenüber der Demo-
kratie überwunden und von den eigenen Denkvorausset-
zungen her zu einer Zustimmung zur freiheitlich-demokra-
tischen Grundordnung gefunden hat. Der Evangelische
Arbeitskreis der CDU/CSU hat in diesem Diskussionspro-
zess eine zentrale Rolle gespielt und die Integration dieses
Flügels des Protestantismus in die bundesdeutsche Demo-
kratie wesentlich befördert.

4. Der Neuaufbruch öffentlicher Verantwortung im Umfeld
der Bekennenden Kirche

Im Vergleich zur Tradition der Christlich-Sozialen und des
konservativen Luthertums kam den durch die Erfahrungen
des Kirchenkampfs politisch sensibilisierten Mitgliedern
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der Bekennenden Kirche die größte Bedeutung auf Seiten
der evangelischen Kirche im Prozess der Gründung und
Entwicklung der CDU zu. Die meisten der hier Beteiligten
waren politisch zuvor nicht gebunden und wagten „nach
1945 die ersten Schritte in die öffentliche Verantwortung
und auch ins parteipolitische Engagement.“37 Gemeinsam
war ihnen die Überzeugung, dass im Sinn der zweiten
These der Barmer Theologischen Erklärung, wonach „Got-
tes kräftiger Anspruch auf unser ganzes Leben“38 zielt, eine
evangelische Verantwortung für das öffentliche Leben
wahrzunehmen sei. Dieser Weg zum politischen Engage-
ment, der von vornherein auf die demokratische Staatsform
positiv bezogen war39, wurde auch durch kirchenleitende
Gremien unterstützt, wie es sehr früh in der Erklärung der
sogenannten Kirchenführerkonferenz in Treysa vom 27.–31.
August 1945 in dem „Wort zur Verantwortung der Kirche
für das öffentliche Leben“ deutlich wurde.40

Wenn auch eine große Zahl führender Kirchenvertreter
und viele Pfarrer den Gründungsprozess der CDU/CSU un-
terstützten, blieb diese Entscheidung nicht unumstritten.
Es war insbesondere der theologische Vordenker der BK,
Karl Barth, und der von ihm beeinflusste sogenannte dahle-
mitische Flügel41, der heftig gegen die Inanspruchnahme des
Attributs „Christlich“ für eine parteipolitische Organisation
protestierte. Gegen christlich geprägte Parteigründungen
wandte Barth ein, dass Christen „im politischen Raum … ge-
rade mit ihrem Christentum nur anonym auftreten“42 könn-
ten. In diesem Sinn sah er eine christliche Parteigründung als
Missbrauch des christlichen Namens an.

Gegen diese Einwände versuchten evangelische Christ-
demokraten ihre Position zu verteidigen, so etwa der rhei-
nische Unternehmer, Synodale und Vorsitzende des soziale-
thischen Ausschusses seiner Landeskirche, Friedrich
Karrenberg. Er gestand Barth zu, dass die Gefahr eines Miss-
brauchs des Attributs „Christlich“ insbesondere dann gege-
ben wäre, wenn das „Christliche“ als Besitzanspruch gel-
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tend gemacht würde. Allerdings sah er darin keine Zwangs-
läufigkeit, sondern betonte vielmehr, dass gegenüber säku-
laren Politikkonzeptionen der Anspruch Gottes auf das
ganze Leben – wie in Barmen II zum Ausdruck gebracht –
gerade auch durch die Möglichkeit einer christlich-demo-
kratischen Politik angestrebt werden müsste. Dabei hielt
er die Allianz von evangelischen und katholischen Christen
angesichts starker säkularer Kräfte für notwendig. In die-
sem Sinn sollte man nach Karrenberg „das ‚Christliche‘
nicht streichen, aber man muss dafür sorgen, dass das
‚Christliche‘ ernst, gegebenenfalls ernster genommen wird
als bisher.“43 Die hier zum Ausdruck kommende Abgren-
zung gegenüber säkularen Tendenzen war für die überwie-
gende Mehrheit der Protestanten zeittypisch, sie prägte we-
sentlich die Motivation zum politischen Engagement in der
CDU.

Diese Grundhaltung wird auch bei Gerhard Ritter deut-
lich, dem „spiritus rector“ des Freiburger Widerstands-Krei-
ses und Vordenker einer gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Neuordnung nach dem Krieg44, der nach 1945
wesentlich die Arbeit der neu konstituierten EKD-Kammer
für öffentliche Ordnung bestimmte. Von Ritter stark ge-
prägt ist das „Wort an die Gemeinden“ der evangelischen
Kirchenkonferenz von Treysa vom 31. August 194545, in
dem die eigene Situation als „Katastrophe“ und „Gottes
Zorngericht“ interpretiert wurde. Die Gründe hierfür sah
das „Wort“ in der Abkehr von Gott, letztlich also im „Geist
des Säkularismus“ der Neuzeit.

Im Hintergrund der geistesgeschichtlichen Deutungen
der Zeit stand, wie exemplarisch in dem Treysaer Wort
zum Ausdruck gebracht, eine Kritik des neuzeitlichen „Sä-
kularismus“. Solche Zeitdeutungen fanden sich nicht nur
im „Freiburger Kreis“, sondern auch im konservativ ge-
prägten Kronberger Kreis um den Bad Boller Akademielei-
ter Eberhard Müller46 oder bei Alfred Müller-Armack, dem
späteren Staatssekretär im Wirtschaftsministerium, dessen
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kultur- und religionssoziologisch orientierte Studie „Das
Jahrhundert ohne Gott“47 gerade in evangelischen Kreisen
große Aufmerksamkeit gefunden hatte. Müller-Armack
ging es wesentlich darum, die aufgrund eines Abfalls von
der christlichen Tradition zu „Verabsolutierungen“ bzw.
„Idolbildungen“ neigende Kultur des 19. Jahrhunderts zu
überwinden. Indem Müller-Armack die säkularisierten
„Ersatzweltanschauungen … Sozialismus (und) Nationalis-
mus“48 problematisierte, strebte er auf der Grundlage der
christlichen Ethik eine Neubegründung von wirtschaftli-
cher und politischer Ordnung an. Vor dem Hintergrund ei-
ner Kritik der neuzeitlichen Entwicklungen während des
19. Jahrhunderts, die sowohl die materialistischen Welt-
deutungen wie auch die politischen Bewegungen des So-
zialismus und des Nationalismus hervorgebracht haben,
finden sich im Horizont der „Säkularismus-These“ in vie-
len programmatischen Schriften von meinungsbildenden
Protestanten der Nachkriegszeit Aufrufe für eine gemein-
same politische Verantwortung von Christen.49 Als ideen-
geschichtliches Verbindungselement für Christen beider
Konfessionen – dies gilt nicht allein für die Situation in
Deutschland, sondern ebenso für die in den meisten west-
lichen Ländern – ist die Bedeutung der Säkularismus-
These für die Nachkriegszeit kaum zu überschätzen und
hat sich in zahlreichen Entwürfen einer christlich gepräg-
ten Gesellschaftsordnung niedergeschlagen.50

Vor diesem geistesgeschichtlichen Hintergrund sind die
zentralen politischen Auseinandersetzungen um die Wie-
derbewaffnung und um die Deutschlandpolitik, die den po-
litischen Protestantismus der 1950er Jahre prägten, zu inter-
pretieren. Die Mehrheitsposition, wie sie innerhalb des
Protestantismus bei den Mitbegründern der CDU und seit
1952 im Evangelischen Arbeitskreis (EAK) der CDU51 ver-
treten wurde, unterstützte die von Konrad Adenauer betrie-
bene Westorientierung der Bundesrepublik, um eine christ-
lich begründete Gesellschafts- und Werteauffassung
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gegenüber säkularistischen Strömungen zu verteidigen.
Dementsprechend kritisierte man tendenziell neutralisti-
sche Haltungen, wie sie seit seinem Bruch mit Adenauer
insbesondere Gustav Heinemann politisch vertrat52, der
nunmehr gegen die Protestanten in der CDU mit der neu ge-
gründeten Gesamtdeutschen Volkspartei und später als So-
zialdemokrat um evangelische Wählerstimmen konkurrier-
te.53 Heinemann näherte sich mehr und mehr den von Barth
vertretenen Positionen an, wie sie sich bereits im umstritte-
nen „Darmstädter Wort“ der Kirchlichen Bruderschaften
von 1947 niedergeschlagen hatten, das eine christlich ge-
prägte Frontenbildung im sich abzeichnenden Ost-West-
Konflikt strikt ablehnte.54 Spätestens als sich jedoch auch
die SPD in den Jahren 1959/60 deutschland- und bündnis-
politisch auf die vollzogene Westbindung positiv bezog, war
diese Auseinandersetzung faktisch entschieden. Den Pro-
testanten in der CDU und speziell dem EAK gebührt das
große Verdienst, „durch die Bejahung der Westbindung den
traditionellen Nationalismus im konservativen Protestan-
tismus“55, der sich nach 1945 auch in einer neutralistischen
oder linksorientierten Haltung ausdrücken konnte, über-
wunden zu haben.

Neben diesen die öffentlichen Debatten und Wahrneh-
mungen stark prägenden Auseinandersetzungen ist auf ei-
nen weiteren, in der Regel zu wenig beachteten Beitrag der
in der CDU engagierten Protestanten hinzuweisen: Die
Ausarbeitung und Durchsetzung der Ordnungskonzeption
der Sozialen Marktwirtschaft, bei der eine freiheitliche
Wirtschaftsordnung mit der Berücksichtigung sozialer An-
liegen verknüpft worden ist. Diese Konzeption ist nicht al-
lein aufgrund des biographischen Hintergrunds der maßgeb-
lichen Theoretiker und Akteure, sondern auch sachlich in
wesentlichen Zügen von den sozialethischen Traditionen
des Protestantismus bestimmt.56

Diese Tradition basiert – in einer längeren historischen
Perspektive betrachtet – wesentlich auf einem protestan-
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tisch geprägten Staatsverständnis, wie es bereits für die bür-
gerlichen Sozialreformer in den 1870er Jahren in Deutsch-
land kennzeichnend gewesen ist. Deren Intentionen gingen
dahin, den Staat als Garanten der allgemeinen Wohlfahrt in
die Pflicht zu nehmen, um die seinerzeit vorherrschende li-
berale Freihandelspolitik durch eine aktive staatliche Sozi-
alpolitik zu überwinden. Den Staat nicht nur als Macht-
und Kulturstaat, sondern ergänzend auch als Sozialstaat zu
begreifen und ihn für ein aktives Handeln zugunsten der so-
zial Schwächeren handlungswillig zu machen, war das Ideal
dieser vornehmlich protestantisch geprägten Sozialrefor-
mer. Ziel des sozialstaatlichen Handelns sollte es sein, „ei-
nen immer größeren Teil unseres Volkes zur Teilnahme an
allen höheren Gütern der Kultur, an Bildung und Wohl-
stand zu berufen.“57

In Ergänzung zu diesem protestantisch geprägten Staats-
verständnis haben die Theoretiker58 der Sozialen Markt-
wirtschaft in ihren anthropologischen Überlegungen die
unbedingte Geltung der Persönlichkeitswürde des Einzel-
nen herausgestellt: Jede wirtschaftliche Ordnung muss den
individuellen „Persönlichkeitswert und … (die) Würde“59

des Menschen achten. Als grundlegende normative Voraus-
setzung stellten die Begründer der „Sozialen Marktwirt-
schaft“ die Sicherung der Subjektstellung des Menschen
im Wirtschaftsgeschehen heraus, die Personalität des Men-
schen sollte gegenüber kollektivem Zwang ebenso ge-
schützt werden wie vor einer Unterordnung unter die Kapi-
talinteressen. Die personale Würde und Verantwortlichkeit
des Menschen, der „niemals zum bloßen Mittel für politi-
sche oder wirtschaftliche Zwecke gemacht“60 werden dürfe,
bezeichnet den anthropologischen Ausgangspunkt der Kon-
zeption der Sozialen Marktwirtschaft.

Dementsprechend sind als größte Gefahr der gesell-
schaftlichen Entwicklung die Prozesse der Gefährdung der
individuellen Persönlichkeit des Menschen betrachtet wor-
den, wie sie in den Totalitarismen des 20. Jahrhunderts,

103

Das Ideal eines „starken Staates“ zur Sicherung von Freiheit



„der politischen und ökonomischen Despotie“ sowie den
Tendenzen der „allumfassenden Organisierung … und ge-
sellschaftlichen Funktionalisierung des Menschen“61 zum
Ausdruck kommen. Dass demgegenüber nur in der Freiheit
der eigentliche Sinn des menschlichen Lebens zu finden ist,
bezeichnet nach Röpke den „Kern des christlichen Denkens
des Abendlandes“.62 Individuelle Freiheit als Konsequenz
aus der Anerkennung der Würde des Menschen ist die
grundlegende normative Bestimmung zur Begründung der
Sozialen Marktwirtschaft, welche politische und wirt-
schaftliche Freiheitsrechte unmittelbar nach sich zieht.
Dass eine freiheitliche Ordnung sich auch als ökonomisch
höchst effizient erweist, ist nach Müller-Armack ein
„glückliches Zusammentreffen“63, im Konfliktfall würde
er eine freiheitliche Ordnung einer effizienten Ökonomie
vorziehen.

Der normative Vorrang der Freiheit vor anderen Wertent-
scheidungen wie auch gegenüber einem reinen Nutzenkal-
kül ist somit als ein grundlegendes Merkmal der „Sozialen
Marktwirtschaft“ herauszustellen. Rüstow charakterisierte
die Soziale Marktwirtschaft als „einzige Wirtschaftsform,
die mit der menschlichen Freiheit im Sozialen und Staatli-
chen vereinbar ist.“64 In diesem Zusammenhang stellten
die Theoretiker des Modells grundsätzlich die hohe Affini-
tät eines freiheitlichen, weithin protestantisch geprägten
Ethos zu dem marktwirtschaftlichen Ordnungsmodell wie
auch zur politischen Demokratie, die man beide „theo-
retisch wie praktisch“65 eng verbunden sah, heraus.66 Diese
Verknüpfung von freiheitlicher politischer und wirtschaftli-
cher Ordnung ist nach den Erfahrungen der NS-Zeit kenn-
zeichnend für diese protestantischen Theoretiker, der ord-
nungspolitisch geforderte „starke Staat“ ist nicht als
autoritärer, sondern dezidiert als demokratischer Staat ver-
standen worden. Der „starke Staat“ sollte sich insbesondere
gegenüber ökonomischen Interessen und Machtkonzentra-
tionen als handlungsfähig erweisen.
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Im Blick auf die notwendige Balance von Freiheit und
Gerechtigkeit ging es den Theoretikern der Sozialen Markt-
wirtschaft darum, eine ethisch verantwortbare und öko-
nomisch leistungsfähige Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung konzipiert zu haben, die in einer Weiterentwicklung
des klassischen Liberalismus die berechtigte Kritik an der
„unsozialen Marktwirtschaft“67 konstruktiv bearbeitet. In
diesem Sinn ist die Soziale Marktwirtschaft eine auf ethi-
schen Werten beruhende Wirtschaftsordnung, welche auf
der Grundlage der Menschenwürde und der daraus folgen-
den individuellen Freiheitsrechte in gleicher Weise auch
eine Lösungsperspektive zur Bewältigung der „sozialen Fra-
ge“ aufgezeigt hat: „Zwei großen sittlichen Idealen fühlen
wir uns verpflichtet, der Freiheit und der sozialen Gerech-
tigkeit“68, wobei beide Werte in neuartiger Weise integrativ
verknüpft werden sollen. Diese Zielsetzung kommt in der
programmatischen Selbstbeschreibung der Sozialen Markt-
wirtschaft als einem Ordnungsmodell, das „die Ziele der
Freiheit und der sozialen Gerechtigkeit zu einem prakti-
schen Ausgleich“69 bringt, treffend zum Ausdruck.

Die rechtlichen und ökonomischen Entscheidungen zur
Ausgestaltung des Ordnungsmodells der Sozialen Markt-
wirtschaft stehen in einer deutlichen Beziehung zu den nor-
mativen Grundentscheidungen. Im Sinn der Sicherung ei-
ner freiheitlichen Ordnung ist der Schutz der individuellen
Freiheitssphäre, d. h. die rechtliche Garantie privaten Eigen-
tums sowie die Vertragsfreiheit grundlegend. Nur auf diese
Weise lässt sich die Marktwirtschaft mit den anthropologi-
schen Motiven des Eigeninteresses und der Selbstverant-
wortung verknüpfen, worin nach Rüstow wesentlich ihre
ökonomische Überlegenheit begründet ist.70 Privates Eigen-
tum und Vertragsfreiheit tragen einerseits zur Sicherung
und Unabhängigkeit der Individuen, zum Schutz eines indi-
viduellen Handlungs- und Freiheitsbereiches, bei und er-
möglichen andererseits wirtschaftliches Handeln gemäß ei-
nem individuellen Nutzungskalkül, das insbesondere einen

105

Das Ideal eines „starken Staates“ zur Sicherung von Freiheit



sparsamen Einsatz der Ressourcen und eine effiziente Kon-
trolle der Unternehmen fördert.

Der wirtschaftliche Bereich, in dem die positiven Wech-
selwirkungen von Einzel- und Gesamtinteressen greifen, ist
derjenige der fairen Leistungskonkurrenz. Eine auf Konkur-
renz beruhende Wettbewerbsordnung, in der sich der Leis-
tungsfähigere durchzusetzen vermag, bietet in dieser Per-
spektive die Gewähr für eine effiziente Produktivität, da
sie ein „vorzüglich brauchbares Mittel zur Verwirklichung
des gerechten Preises“71 darstellt. Die sich auf Wett-
bewerbsmärkten bildenden Preise ermöglichen eine dezen-
trale Direktion der Produktion, sodass durch die Berück-
sichtigung der Nachfrager in effizienter Weise die
allgemeine Güterversorgung sichergestellt und darüber hi-
naus die Freiheit des Konsums ermöglicht wird.72 Die kon-
stituierenden Prinzipien einer Wettbewerbsordnung sind
somit neben den genannten rechtsstaatlichen Vorausset-
zungen offene Märkte mit Leistungskonkurrenz und ein
sich daraus entwickelndes funktionsfähiges Preissystem.73

Allerdings ist eine marktwirtschaftliche Ordnung in der
ordoliberalen Perspektive der Sozialen Marktwirtschaft –
dies markiert eine wesentliche Differenz zum klassischen
Wirtschaftsliberalismus – keine in sich selbst stabile Ord-
nung, sondern sie bedarf insbesondere angesichts von Mo-
nopolisierungsbestrebungen der Marktteilnehmer gewisser
regulierender Prinzipien.74 So stellen Monopole oder auch
Oligopole ebenso wie Kartelle nur unzureichend zu kon-
trollierende Machtgebilde75 dar und bedeuten eine schwere
Störung der Leistungskonkurrenz. Der Sinn der marktwirt-
schaftlichen Ordnung ist es jedoch, die ökonomische Macht
einzelner Akteure durch „ein Gegensystem von Kräften“76

zu binden. Weil dies in der realen Wirtschaftsgeschichte
seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts – anders als in den
theoretischen Modellierungen – nur unzureichend gesche-
hen sei, könne im Blick auf die Vergangenheit nicht von ei-
ner echten Wettbewerbsordnung gesprochen werden, son-

106

Traugott Jähnichen



dern lediglich von einer „verschlackten und verdorbenen
Form“ derselben.77 Da zudem öffentliche Macht aus demo-
kratietheoretischen Gründen ein Monopol des Staates sein
soll, ist die „Monopolbekämpfung“ ein „entscheidender
Punkt, wo der Weg der sozialen Marktwirtschaft sich vom
Weg der unsozialen Marktwirtschaft scheidet.“78 Dem
„starken“ und „neutralen“ Staat kommt dementsprechend
die Aufgabe zu, die Konkurrenz zu sichern und zu verteidi-
gen. Die Monopolbildung ist grundsätzlich zu kontrollieren
und einzuschränken, nach Ansicht einer EKD-Arbeits-
gruppe um von Dietze sollten diejenigen monopolartigen
Unternehmen, die aus technischen oder wirtschaftlichen
Gründen notwendig sind, sogar unter Staatsaufsicht gestellt
werden.79 Zur Bekämpfung von Kartell- und Monopolbil-
dungen sowie zur Kontrolle von Fusionen ist nach langen,
politisch schwierigen Vorarbeiten80 im Jahr 1957 das „Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen“ verabschiedet
worden.

Neben dieser ordnungspolitischen Sicherung der Voraus-
setzungen und der Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs –
Röpke hat diesen Bereich als „Rahmenpolitik“81 bezeich-
net – kommen dem staatlichen Handeln im Rahmen der
Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft die Aufgaben ei-
ner aktiven Wirtschafts- und einer gestaltenden Sozialpoli-
tik zu, die man „Markt- und Strukturpolitik“82 nennen
kann. Im Unterschied zu den punktuellen und vielfach un-
systematischen staatlichen Interventionen in das Markt-
geschehen seit dem letzten Drittel des 19. Jahrhunderts
soll – so der selbstgesetzte Anspruch – eine neuartige Form
von Eingriffen im Einklang mit den Marktgesetzen ent-
wickelt werden.83

Der in diesem Sinn von Rüstow bereits 1932 geprägte
„paradoxe Begriff des liberalen Interventionismus“84 sig-
nalisiert die Schwierigkeiten, die zu bedenken sind: Das
Substantiv „Interventionismus“ steht für die Absage an
den klassischen Wirtschaftsliberalismus, der sich im „Lais-
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sez-faire-Kapitalismus“ konkretisierte und der aus dogmati-
schen Überlegungen heraus jede Form der Staatsinterven-
tion abwies. Das Adjektiv „liberal“ bezeichnet hier die Auf-
gabe, einen prinzipienlosen Interventionismus, der letztlich
die Wettbewerbsordnung aufhebt, zu vermeiden und mar-
kiert die Suche nach Formen der Intervention, die mit der
marktwirtschaftlichen Ordnung korrespondieren.

Röpke hat in Aufnahme und Weiterentwicklung der Im-
pulse Rüstows zwei Prinzipien formuliert, welche die Form
des „liberalen Interventionismus“ näher bestimmen. Er hat
zum einen den Grundsatz der „Anpassungsinterventio-
nen“85 vertreten, die im Unterschied zu „Erhaltungsinter-
ventionen“, die er als „gefährlich und irrationell“86 abge-
lehnt hat, darauf zielen, bestimmte Härten und Brüche bei
ökonomischen Umstellungen durch Innovationen u. a. oder
auch krisenhafte Korrekturen abzumildern und insbeson-
dere die Benachteiligten in der Gesellschaft zu unterstützen.
Dabei ist – in Abgrenzung zu Erhaltungsinterventionen, die
einen notwendigen ökonomischen Strukturwandel lediglich
hinauszögern und damit letztlich erschweren – darauf zu
achten, dass die Form der Intervention „in der Wirkungs-
richtung der Marktgesetze“ verläuft, damit also „nur das in
vernünftiger Weise vorwegnimmt, was bei voller Wirt-
schaftsfreiheit ‚auf die Dauer‘, spät und unter sozial unver-
träglichen Reibungsverlusten, eintreten würde.“87

Das andere Prinzip des „liberalen Interventionismus“
hat Röpke aufgrund der Unterscheidung von konformen
und nichtkonformen Eingriffen gewonnen. Gemeint ist
hiermit der Grundsatz, dass alle Interventionen mit den
Prinzipien der marktwirtschaftlichen Ordnung verträglich
sein müssen, d. h. dass der Preismechanismus und die da-
durch bewirkte Steuerung von Produktion und Nachfrage
nicht gestört werden dürfe.88 Müller-Armack hat an diese
Überlegungen anknüpfend häufig den Begriff der „markt-
konform[en]“89 Eingriffe verwandt, wobei er darunter sol-
che wirtschaftspolitischen Eingriffe und sozialpolitischen
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Schutzmaßnahmen verstand, welche nicht in den markt-
wirtschaftlichen „Ablauf selbst schädigend einwirken“.90

Im Sinn der Systematik Röpkes ist schließlich von der
„Marktpolitik“ des „liberalen Interventionismus“ die
„Struktur- und Sozialpolitik“ als eine weitere Form staat-
licher Einflussnahme auf das Wirtschaftsgeschehen zu un-
terscheiden, da „die Wirtschaftsordnung … der Ergänzung
durch eine Sozialordnung“91 bedarf. Nach Müller-Armack
ist die „Schaffung eines sozialen Rechtes“ einerseits „gera-
dezu Voraussetzung für das Funktionieren der Markt-
wirtschaft“ und andererseits sind „bestimmte Lücken der
privaten Wirtschaft durch soziale Veranstaltungen aus-
zufüllen.“92 Sozialpolitik wird hier in doppelter Perspek-
tive als Voraussetzung wie als Konsequenz marktwirt-
schaftlichen Handelns verstanden.

Hauptaufgabe der Struktur- bzw. Sozialpolitik93 sind zu-
nächst die wesentlich aus sozialen Erwägungen vorzuneh-
menden Einkommenskorrekturen zugunsten derjenigen,
die in Notlagen sich selbst nicht helfen können94, sowie be-
stimmter Gruppen mit abgeleiteten Einkommen. Solche
Korrekturen bei der Einkommensverteilung sind notwen-
dig, da ein Teil der Einkommen – exemplarisch sind hier
Renteneinkommen zu nennen – nicht direkt von markt-
wirtschaftlichen Prozessen abhängt und weil die Verteilung
im Rahmen der Wettbewerbsordnung nach einem rein sach-
lichen Mechanismus, d. h. „sozial blind“95, geschieht und
auf besondere Lebenslagen, etwa auch bei Krankheit und
Behinderung, keine Rücksicht nimmt.96 Dementsprechend
hat die staatliche Sozialpolitik distributiv die marktvermit-
telte Einkommenserzielung aufgrund sozialpolitischer Er-
wägungen mit dem Ziel eines sozialen Ausgleichs zu kor-
rigieren.
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Ausblick

Evangelische Beiträge zur programmatischen Entwicklung
einer christdemokratischen Politik speisen sich aus unter-
schiedlichen Traditionen und lassen sich nicht leicht auf ei-
nen Nenner bringen. Die christlich-soziale Tradition der
Stoecker-Bewegung, das obrigkeitsorientierte, konservative
Luthertum und größere Teile des durch den Kirchenkampf
sensibilisierten Protestantismus sind die wichtigsten Strö-
mungen, die in der Gründungs- und Konsolidierungsphase
der Union das evangelische Profil geprägt haben. Anders
als der Katholizismus, der durch eine naturrechtlich fun-
dierte Sozialethik eine bewährte Grundlage für politisches
Handeln anbot, war es für Protestanten in der CDU schwie-
riger, eine theologisch-ethische Begründung für das eigene
politische Handeln zu finden und so dominierte eher eine
Suchbewegung nach der „evangelische[n] Ausprägung des
‚C‘“ bzw. es wurde immer wieder die Frage aufgeworfen,
„was typisch evangelisch in der Politik sei.“97 Als wesentli-
che Erfolge der Protestanten in der CDU können die Ver-
ankerung der Grundprinzipien der Sozialen Marktwirt-
schaft und damit die Umsetzung z. T. traditioneller
Anliegen der Christlich-Sozialen, die Einbindung des ur-
sprünglich tendenziell nationalistisch ausgerichteten kon-
servativen Protestantismus in die westliche Wertegemein-
schaft und die allmähliche Annäherung des traditionellen
Luthertums an die Demokratie bezeichnet werden. Im Un-
terschied zur Weimarer Republik, wo es gerade der nationa-
listisch orientierte Mehrheitsprotestantismus war, der
kaum ein positives Verhältnis zur Demokratie gewinnen
konnte, hat sich in der Bonner Republik auch der konser-
vative Protestantismus konstruktiv in die Politik einge-
bracht, diese mitgestaltet und ist dabei seinerseits ver-
ändert worden.

Versucht man, ein gemeinsames Motiv der unterschied-
lichen Strömungen der Protestanten, die sich in der Früh-
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phase in der CDU engagiert haben, zu beschreiben, ist es
wohl das im Kern lutherisch geprägte Staatsverständnis.
Die Orientierung an einem starken, über den Einzelinteres-
sen stehenden neutralen Staat verbindet Christlich-Soziale,
konservative Lutheraner und die Theoretiker der Sozialen
Marktwirtschaft. Gleichzeitig bezeichnet dies eine Diffe-
renz zum Katholizismus, den in Deutschland spätestens
seit dem Kulturkampf stets Vorbehalte gegenüber einem
starken Staat geprägt haben. Zudem zeigt sich an Hand der
Auseinandersetzungen um das Verständnis der Subsidia-
rität, dass zwischen den Konfessionen neben Gemeinsam-
keiten auch Unterschiede im Verständnis der Zuordnung
von gesellschaftlichen Gruppen und staatlicher Verantwor-
tung bestehen.98 Die den politischen Protestantismus tradi-
tionell prägende Staatsauffassung ist unter den Bedingun-
gen der Bonner Republik und nicht zuletzt auf Grund des
Engagements von Protestanten in der CDU dahingehend
verändert worden, dass sozialpaternalistische Haltungen
durch die Betonung der Würde und Autonomie der Einzel-
nen nach und nach überwunden und eine Zustimmung zur
demokratischen Ordnung erarbeitet worden sind. In diesem
Sinn hat die evangelische Sozialethik durch die Diskussio-
nen innerhalb der Union wichtige Anregungen erhalten und
gleichzeitig haben Protestanten die christlich-demokrati-
sche Programmatik wesentlich mitgeprägt.
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